
Sélection d'article sur la
politique suisse

processus Mietrechtsrevision scheitert (BRG 08.081)

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Imprimer

Éditeur

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Contributions de

Gerber, Marlène
Hirter, Hans

Citations préféré

Gerber, Marlène; Hirter, Hans 2025. Sélection d'article sur la politique suisse:
Mietrechtsrevision scheitert (BRG 08.081), 2008 - 2010. Bern: Année Politique Suisse,
Institut de science politique, Université de Berne. www.anneepolitique.swiss,
téléchargé le 07.04.2025.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE I

http://www.anneepolitique.swiss


Sommaire

1Chronique générale
1Infrastructure et environnement
1Aménagement du territoire et logement

1Logement et loyer

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE II



Abréviations
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APF Association des propriétaires fonciers (Suisse alémanique & Tessin)
IPC Indice des prix à la consommation

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 1



Chronique générale

Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement

Logement et loyer

Die vom Bundesrat im Dezember präsentierte Vorlage stiess bei den Hauseigentümern
auf grossen Protest. Sie kündigten an, diese Revision mit einem Referendum
bekämpfen zu wollen, wenn sie nicht vom Parlament in ihrem Sinne abgeändert werde.
Der Auslöser des Ärgers war der Entscheid der Landesregierung, bei der massgeblichen
Inflationsrate die Mietkosten- und die Energiepreisentwicklung auszuklammern, da
diese von den Mietern über die Mietzinse und die Nebenkosten bereits vollständig
getragen würden. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.12.2008
HANS HIRTER

Der Bundesrat gab den Vorentwurf für eine Teilrevision des Mietrechts in die
Vernehmlassung. Ziel der Vorlage ist es, die Abhängigkeit der Entwicklung der
Mietzinsen von derjenigen der Hypothekarzinsen aufzuheben. Neu wäre als
Berechnungsgrundlage für zulässige Mietzinssteigerungen der Teuerungsindex der
Konsumentenpreise (LIK) massgebend. Dieses System erlaubt es insbesondere den
Mietern, die zu erwartende Entwicklung der Mietkosten genauer abzuschätzen als dies
beim sich oft erratisch bewegenden Hypothekarzins der Fall ist. Das Modell entsprach
einer Vereinbarung von Mieter- und Hauseigentümerverbänden (MV, HEV), die Ende
2007 unter Federführung des Bundesamtes für Wohnungswesen (BWO) zustande
gekommen war. Die Übereinkunft sah vor, dass die Teuerung vollständig berücksichtigt
wird. Dies stiess aber bei den welschen Mieterverbänden und später auch bei den
deutschschweizerischen Organisationen und der SP auf Kritik: Da die
Mietkostensteigerung im Teuerungsindex enthalten ist, dürfe nur 80 Prozent der
Teuerung angerechnet werden. Anderenfalls würde bei sonst stabilen Preisen ein
genereller Mietkostenanstieg allein eine weitere individuelle Erhöhung der Miete
rechtfertigen. Die Hauseigentümer verteidigten die 100 Prozent-Anrechnung mit dem
Argument, dass sie mit dem Einverständnis zum Verbot einer Mietzinserhöhung bei
einem Eigentümerwechsel bereits ein Opfer gebracht hätten. In der Vernehmlassung
sprachen sich der Hauseigentümerverband, die Interessenorganisationen der Mieter
und alle Parteien mit Ausnahme der SVP und der GP grundsätzlich für den
Systemwechsel aus. Die GP hätte eine reine Kostenmiete vorgezogen und die SVP
sprach sich prinzipiell gegen staatliche Eingriffe in den Mietmarkt aus. Im Herbst
beauftragte der Bundesrat das EVD mit der Ausarbeitung eines definitiven Entwurfs für
die Revision des Mietrechts. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 13.12.2008
HANS HIRTER

Im ersten Quartal ging der definitive Entwurf der Teilrevision des Mietrechts in die
Beratung der nationalrätlichen Kommission für Rechtsfragen (RK). Hauptziel der
Revision war, die Entwicklung der Mietzinse von den Hypothekarzinsen loszulösen. Die
Anpassung der Mietzinse würde stattdessen an den Landesindex der
Konsumentenpreise (LIK) unter Ausschluss der Wohn- und Energiekosten erfolgen, was
einer ungefähren Teuerungsüberwälzung von 90 Prozent gleichkommen würde. Dass
Mietzinssteigerungen nicht an die volle Teuerung zu koppeln seien, beschloss der
Bundesrat Ende letzten Jahres aufgrund der Vernehmlassungsergebnisse. Dies ärgerte
jedoch den Hauseigentümerverband (HEV), welcher gleich nach Publikation der Vorlage
mit einem Referendum drohte. Trotz anfänglich positivem Eintretensentscheid
beantragte die RK-NR nach der Detailberatung ihrem Rat, nicht auf die Vorlage
einzutreten. Ausschlaggebend für diesen Entscheid war gerade die vom Bundesrat
beschlossene Änderung im Vergleich zur Vernehmlassungsvorlage. Die Kommission
entschied abweichend vom Bundesrat, dass eine Koppelung an den integralen
Landesindex nicht missbräuchlich sei und befürwortete mit 15 zu 11 Stimmen eine 100
Prozent–Anrechnung der Teuerung. Trotzdem lehnte sie die Vorlage in der
Schlussabstimmung mit 22 zu 1 ab, zumal allen Kommissionsmitgliedern klar war, dass
sowohl der Entscheid für eine Anrechnung der vollständigen Teuerung wie auch für eine
Anrechnung der partiellen Teuerung entweder von Seiten der Mieter- oder von Seiten
der Vermieterverbände zur Ergreifung eines Referendums führen würde. Auch im
Nationalrat, welcher das Geschäft in der Sommersession traktandierte, war man sich
grösstenteils einig, dass eine Vorlage, welche von Mietern und Vermietern nicht
gemeinsam getragen wird, politisch chancenlos sei. Mit 119 zu 61 Stimmen beschloss die

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 25.05.2009
MARLÈNE GERBER
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grosse Kammer dann auch, nicht auf die Vorlage einzutreten. Diesen Entscheid
stützten die SVP, die FDP sowie eine Mehrheit der SP und eine Minderheit der CVP.
Mieter- und Vermieterverbände reagierten sogleich. Während sich der HEV mit dem
Entscheid des Nationalrates zufrieden zeigte, bezeichnete ihn der Mieterverband als
sozialpolitisch unverantwortlich und drohte bereits mit Konsequenzen im Falle eines
Scheiterns der Vorlage im Ständerat. 3

Im Berichtsjahr ging eine Vorlage zur Änderung des Mietrechts an den Ständerat. Das
Geschäft bezweckte primär die Abkopplung der Mietzinse von den Hypothekarzinsen.
Neu sollten die Mietzinse an den Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) angepasst
werden. Dies würde nicht nur zu einem moderateren Anstieg der Mieten führen,
sondern die Entwicklung für den Mieter wie auch für den Vermieter transparenter
machen und somit missbräuchlichen Mietzinsen vorbeugen. Der Nationalrat, welcher
die Vorlage als Erstrat hätte behandeln sollen, war im Vorjahr auf Anraten seiner
Kommission (UREK) nicht auf die Revision eingetreten. Ausschlaggebend für diesen
Entscheid war die vom Bundesrat nachträglich eingebrachte Änderung, welche vorsah,
die Mietzinsanpassung nicht an die volle Teuerung zu koppeln, wie dies der von den
Sozialpartnern ausgehandelte Kompromiss vorsah, sondern nur an den Landesindex
unter Ausschluss der Wohn- und Energiekosten, was einer Teuerungsüberwälzung von
ca. 90 Prozent gleich käme. In der ständerätlichen Kommission plädierte eine Mehrheit
auf Eintreten. Sie begründete ihren Entscheid mit der Notwendigkeit einer
Mietrechtsrevision und war deswegen nicht bereit, bereits «von vornherein die Flinte
ins Korn» zu werfen. Jedoch präsentierte sie auch ihrerseits einen abgeänderten
Entwurf. Um den Vermietern, welche sich nach dem vorgeschlagenen Spezialindex vom
Revisionsentwurf distanziert hatten, bei den Zinserhöhungen mehr Spielraum zu
gewähren, sollte ihnen erlaubt werden, die Miete alle fünf Jahre auch an das
Marktniveau anpassen zu können. Der Deutschschweizer Mieterverband (SMV) liess
verlauten, dass eine solche Regelung inakzeptabel wäre, da die Mieter so auf einen
Schlag massiven Mietzinserhöhungen ausgesetzt würden.

Im Gegensatz zum Nationalrat trat der Ständerat nach kurzer Diskussion und mit einer
starken Zweidrittelmehrheit auf die Vorlage ein. Die Diskussion um den Umfang der
Teuerungsüberwälzung schlug in der Beratung die höchsten Wellen. Die Kommission
empfahl ihrem Rat mit knapper Mehrheit, den bundesrätlichen Spezialindex zu
übernehmen. Eine starke bürgerliche Kommissionsminderheit trat für eine
hundertprozentige Überwälzung ein. Der Ständerat folgte der Kommissionsmehrheit
schliesslich knapp mit 18 zu 14 Stimmen.

Ein anderes Hindernis hingegen sahen die linken Vertreter der Romandie. Sie stiessen
sich insbesondere an der vorgeschlagenen Ermittlung von missbräuchlichen Mietzinsen.
Das geltende Recht, welches Mietzinse als missbräuchlich bezeichnet, wenn der
Vermieter einen übersetzten Ertrag aus dem Mietverhältnis zieht, sollte durch ein
sogenanntes Vergleichsmietemodell ersetzt werden. Konkret würde Missbrauch dann
festgestellt, wenn der Mietzins eines Wohnraumes oberhalb einer vorgegebenen
Bandbreite von Mietpreisen vergleichbarer Objekte liegen würde. Die Westschweizer
Ständeräte befürchteten, dass dies eine inflationäre Preisspirale nach sich ziehen
könnte. Unter Widerstand von Vertretern der Vermieter- und der welschen Mieterseite
wurde das Geschäft mit 21 zu 12 Stimmen angenommen und ging erneut an den
Nationalrat. Vertreter des Deutschschweizer Mietverbandes unterstützten die Vorlage
nach wie vor; sie erachteten die bestehende Koppelung der Miet- an die
Hypothekarzinse als fahrlässig. Die Rechtskommission des Nationalrats (RK) sprach sich
im Folgenden für die vom Hauseigentümerverband (HEV) verlangte 100-prozentige
Anrechnung der Teuerung aus und schuf eine weitere Differenz zum Ständerat, indem
sie dem Nationalrat vorschlug, eine zusätzliche Mietzinsanpassung an den Marktpreis
abzulehnen. In diesem Sinne empfahl sie ihrem Rat, auf die Vorlage mit dem
ursprünglich ausgehandelten Kompromiss einzutreten. Mit einer äusserst knappen
Mehrheit von 88 zu 86 Stimmen beschloss der Nationalrat bei 10 Enthaltungen und
somit zum zweiten Mal, nicht auf die Vorlage einzutreten. Er beerdigte damit die
Gesetzesrevision, welche mit einem historischen sozialpartnerschaftlichen
Kompromiss vielversprechend begonnen hatte. Gegen die Vorlage opponierten
erfolgreich eine geschlossene SVP und eine grosse Mehrheit der SP. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.09.2010
MARLÈNE GERBER

1) BBl, 2009, S. 347 ff.; Presse vom 13.12.08; NZZ, 19.12.08.
2) SHZ, 5.2.08; Bund und Lib., 28.2.08; NZZ, 31.5. und 20.9. und 19.12.08; TA, 13.12.08.
3) AB NR, 2009, S. 793 ff.; BBl, 2009, S. 374 ff.; Presse vom 27.3., 28.3. und 26.5.09.
4) AB NR, 2010, S. 1212 ff.; AB SR, 2010, S. 708 ff.; NZZ, 5.5., 7.6. und 18.6.10.
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